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Kleine Anfrage 

der Abgeordneten Dr. Schneider, Geisenhofer, Niegel, Mick und Genossen 


betr. Modernisierung von Altbauwohnungen 


Ein großer Teil der Bundesbürger lebt nodi in Wohnungen, die 
in Ausstattung und Standard heutigen Wohnvorstellungen nicht 
mehr gerecht werden. Viele Wohnungen haben kein Bad und 
großenteils nicht einmal eine Innentoilette. Selbst bei einer in 
nächster Zeit gleichbleibenden Wohnbauleistung von jährlich 
etwas über 200000 Sozialwohnungen ist es in absehbarer Zeit 
ausgeschlossen, alle Berechtigten mit einer Sozialwohnung zu 
versorgen. 

Die Modernisierung bereits genutzter imd dafür geeigneter 
Wohnungen entspricht daher nicht nur der Forderung des 
Grundgesetzes, in der Bundesrepublik Deutschland gleich- 
mäßige Lebensbedingungen herzustellen, weil damit vorhan- 
dene Unterschiede im Wohnstandard abgebaut werden können. 
Sie ist auch aus sozialen Gründen notwendig, um wirtschaftlich 
schwachen Bevölkerungsgruppen bei tragbaren Mieten einen 
zeitgemäßen Wohnkomfort zu ermöglichen. Die Erhaltung der 
vorhandenen Altbausubstanz ist schließlich von erheblicher 
städtebaupolitischer Bedeutung, um der drohenden Gefahr der 
urbanen Auszehrung der Städte zu begegnen. 

Es wird zwar nicht verkannt, daß schon bisher in erheblichem 
Umfang Altbauwohnungen modernisiert worden sind. Die 
Qualitätsverbesserung im gesamten vorhandenen Wohnungs- 
bestand bedarf jedoch neben dem Wohnungsneubau auch 
außerhalb der nach dem Städtebauförderungsgesetz auf eng 
begrenzte Gebiete beschränkten Erneuerung und Sanierung der 
Städte und Gemeinden zunehmend verstärkter Anstrengungen, 
um insgesamt die Wohnungssituation in Deutschland nachhaltig 
zu verbessern. 


Wir fragen die Bundesregierung: 

1. Trifft die Feststellung des Instituts für Städtebau, Woh-f 
nungiwirtsdiaft und Bausparwesen zu, zwei Drittel der 
Bundesbürger lebteh gegenwärtig noch in Wohnungen mit 
einer Ausstettung, die heutigen Wohnvorstellungen nicht 
gerecht wird? 
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2. Wie viele Haushalte können nach Schätzung der Bundes- 
regierung bisher trotz Wohnberechtigung im sozialen 
Wohnungsbau noch nicht mit einer Sozialwohnung ver- 
sorgt werden? 

3. Wie hoch schätzt die Bundesregierung das Volumen der 
bisher jährlich modernisierten Altbauwohnungen? 

4. Um welche Zahl müßte nach Ansicht der Bundesregierung 
das bisherige jährliche Modernisierungsvolumen gestei- 
gert werden, um in absehbarer Zeit die im sozialen Woh- 
nungsbau wohnberechtigten Bevölkerungskreise angemes- 
sen mit Wohnungen versorgen zu können, die in ihrer Aus- 
stattung den Sozialwohnungen entsprechen? 

5. Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregierung, künftig 
neben dem Wohnungsneubau auch außerhalb der eigent- 
lichen Sanierungsgebiete verstärkt die Modernisierung von 
Altbauwohnungen zu fördern? 

6. Wie hoch schätzt die Bundesregierung die durchschnitt- 
lichen Kosten für die Modernisierung einer Altbau- 
wohnung? 

7. Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß dem Bau-? 
sparen im Rahmen der Modernisierung besondere Bedeu- 
tung zukommt und deshalb die Steuer- und prämienrecht- 
lichen Präferenzen für das Bausparen aufrechterhalten, 
wenn nicht sogar erweitert werden sollten? 

8. Ist die Bundesregierung bereit, unter anderem spürbar die 
Mittel für Zuschüsse und zinsverbilligte Darlehen zur För- 
derung der Instandsetzung und Modernisierung von Alt- 
bauwohnungen anzuheben? 

9. Beabsichtigt die Bundesregierung, Instandsetzungs- unci 
Modernisierungsmaßnahmen für Altbauwohnungen durch 
entsprechende Änderung des Zweiten Wohnungsbaugeset- 
zes in die Förderungsmaßnahmen des sozialen Wohnungs- 
baus mit einzubeziehen? 

10. Inwieweit steht nach Ansicht der Bundesregierung das 
geltende Mietrecht einer Förderung der Altbaumoderni- 
sierung entgegen? 

11. Beabsichtigt die Bundesregierung, über das Zweckentfrem- 
dungsverbot hinausgehende gesetzliche Maßnahmen zur 
Erhaltung des Altwohnungsbestandes vorzubereiten, durch 
die der Abbruch von modemisierungsbedürftigen, aber 
erhaltungswürdigen Wohnungen verhindert wird? 

12. Welche Erfahrungen hat die Bundesregierung bisher aus 
der Förderung von Studien- und Modellvorhaben zur Er- 
neuerung von Städten und Gemeinden nach dem Städte- 
bauförderungsgesetz gemacht, die allgemein für die Moder- 
nisierungsbemühungen von Altbauwohnungen genutzt 
werden können? 

Bonn, den 23. Februar 1973 
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